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Thema: Patientenorientierung im grenzüberschreitenden Ret-
tungsdienst mit Polen

Sehr geehrter Herr Präsident,

den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt:

„Für die medizinische Notfallversorgung in den sächsischen Grenzregi-
onen ist eine reibungslose Zusammenarbeit mit den Nachbarländern
entscheidend. Im Sinne der bestmöglichen Patientenversorgung sollte
das Prinzip gelten, dass Patientinnen und Patienten im Notfall in das
nächstgelegene, medizinisch geeignete Krankenhaus gebracht werden
- unabhängig von der Staatsgrenze.“

Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die
Kleine Anfrage wie folgt:

Frage 1:

Auf welchen konkreten vertraglichen Grundlagen wird der grenzüber-
schreitende Rettungsdienst zwischen sächsischen und polnischen
Partnern derzeit operativ umgesetzt?

Der grenzüberschreitende Rettungsdienst zwischen den sächsischen und
polnischen Partnern wird auf Grundlage des Rahmenabkommens zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit im Rettungsdienst vom 28. Mai 2013 sowie der
Kooperationsvereinbarungen über die grenzüberschreitende Zusammenar-
beit im Rettungsdienst zwischen dem Landkreis Görlitz und den Woiwod-
schaften Niederschlesien und Lebuser Land durchgeführt.
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Frage 2:

Ist in diesen Vereinbarungen explizit das Prinzip der Wahl des „nächstgelegenen
geeigneten Krankenhauses“ auch über die Landesgrenze hinweg festgeschrie-
ben?

Das Rahmenabkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Polen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Rettungsdienst (Artikel 1 Ab-
satz 2) sowie die Kooperationsvereinbarungen sehen vor, dass Notfallpatienten grund-
sätzlich in das nächstgelegene medizinisch geeignete Krankenhaus gebracht werden.

Frage 3:
Wie viele grenzüberschreitende Notfalltransporte von Sachsen nach Polen gab es
in den Jahren 2023, 2024 und 2025? (bitte getrennt auflisten)

Frage 4:
Welche nicht-medizinischen Gründe (z. B. Kostenerstattung, Haftungsfragen) kön-
nen dazu führen, dass von diesem Prinzip im Einzelfall abgewichen wird?

Von einer Beantwortung der Fragen wird abgesehen.

Der Staatsregierung liegen keine entsprechenden Kenntnisse vor. Die Staatsregierung
ist dem Sächsischen Landtag nur für ihre Amtsführung verantwortlich. Sie ist daher le-
diglich in Angelegenheiten zur Auskunft verpflichtet, die in ihre Zuständigkeit fallen und
muss nicht auf Fragen eingehen, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs liegen.

Letzteres ist hier der Fall, da die Zuständigkeit für den grenzüberschreitenden Rettungs-
dienst mit Polen dem Landkreis Görlitz als kommunaler Aufgabenträger in eigener Zu-
ständigkeit obliegt, da dieser unmittelbarer Vertragspartner der Kooperationsvereinba-
rungen mit den Woiwodschaften Niederschlesien und Lebuser Land ist.

Frage 5:

Welche konkreten plant die Staatsregierung, um dieses Prinzip in der Praxis ver-
bindlicher und hindernisfreier umzusetzen?

Die Frage wird dahingehend ausgelegt, dass der Fragesteller um Auskunft nach konkre-
ten Maßnahmen ersucht.

Die Staatsregierung plant keine konkrete Maßnahme im Sinne der Fragestellung.

Im Übrigen wird von einer weiteren Beantwortung der Frage abgesehen.

Der Staatsregierung liegen keine entsprechenden Kenntnisse vor. Die Staatsregierung
ist dem Sächsischen Landtag nur für ihre Amtsführung verantwortlich. Sie ist daher le-
diglich in Angelegenheiten zur Auskunft verpflichtet, die in ihre Zuständigkeit fallen und
muss nicht auf Fragen eingehen, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs liegen.
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Letzteres ist hier der Fall, da die Zuständigkeit für den grenzüberschreitenden Rettungs-
dienst mit Polen dem Landkreis Görlitz als kommunaler Aufgabenträger in eigener Zu-
ständigkeit obliegt, da dieser unmittelbarer Vertragspartner der Kooperationsvereinba-
rungen mit den Woiwodschaften Niederschlesien und Lebuser Land ist.

Mit freundlichen Grüßen

3 u

Armin Schuster
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